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AUSGANGSLAGE 
2014 
Die Kürzungspolitik von 
Schwarzgelb in den Jahren 
2009 bis 2014 hat staatli-
che Strukturen in Sachsen 
enorm geschwächt. Ohne 
an die Konsequenzen zu 
denken, sollte das Perso-
nal im öffentlichen Dienst 
des Freistaates Sachsen 
von 86.000 auf 70.000 
Stellen reduziert werden. 

Die SPD hat den größten Fehler 
von Schwarzgelb – den enor-
men Stellenabbau – behoben. 
Denn ein Staat funktioniert 
nur dann ordentlich, wenn er 
genügend gut ausgebildete, 
vernünftig bezahlte und moti-
vierte Menschen beschäftigt.

Konkret
 � Stellenabbau in Sachsen 
beendet, frei werdende 
Stellen wiederbesetzt, 
zusätzliches Personal in 
fast allen Bereichen 

 � Wiedereinführung des Weih-
nachtsgeldes für Beamte

 � Wir bilden bis 2024 1000 neue 
Polizistinnen und Polizisten 

 � Ausbildungsoffensive  
in der Verwaltung

 � Reform Personalver-
tretungsgesetz

Wertschätzung für 
den Öffentlichen 
Dienst

Parlamentarische INitiativen

Drs 6/1638, Drs 6/9487
Reform PersVG: Drs. 6/2779
Weihnachtsgeld: Drs 6/5079
Dienstrechtsnovelle 2018: Drs 
6/11669 und 6/13759

Stopp Stellenabbau und Stellenauf-
wuchs in den Haushaltsplänen:
6/5550 DHH 2017/18
6/13900 DHH 2019/20

Eine Information der SPD-Fraktion im Sächsischen  
Landtag zur parlamentarischen Arbeit in der 6. Legislatur.

SPd-Fraktion im Sächsischen Landtag 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1, 01067 Dresden

Was hat die SPD im 
Landtag gemacht?
Wir haben den STELLENAB-
BAU GESTOPPT. Inzwischen 
sind über 90.000 Beschäftigte 
in Sachsens Ämtern und Be-
hörden, in Justiz und Straßen-
meistereien, in Schulen, Uni-
versitäten und im Forst tätig. 

Um die dringendsten Proble-
me anzugehen, haben wir eine 
FACHKOMMISSION POLIZEI 
und eine Personalkommis-
sion eingerichtet. Getreu dem 
Motto „Das Personal folgt den 
Aufgaben“ geht es darum, 
dass erst die Aufgaben defi-

niert werden, um das benö-
tigte Personal festzulegen. 

Wir haben uns für BESSERE 
BEZAHLUNGEN der Staats-
bediensteten eingesetzt und 
zeitnah die Ergebnisse der 
Tarifverhandlungen auch für 
Beamte und Richter umge-
setzt. Wir haben die BEAM-
TENBESOLDUNG und polizei-
spezifische Zulagen erhöht.

Zur Sicherstellung des Verwal-
tungsnachwuchses in Kommu-
nen und Freistaat haben wir 
eine AUSBILDUNGSOFFENSIVE 
auf den Weg gebracht und die 
entsprechenden Ausbildungs-
einrichtungen mit mehr Perso-
nal und Mitteln ausgestattet.
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Stellen
86.000

76.000

geplanter Stellenabbau von 
CDU und FDP

Umsteuern durch SPD


